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KURZ KOMMENTIERT

Staatsvertrag

Legendenbildung

Fehlentscheidungen, zumal eine „em inente Fehlent
scheidung“ , für die der M inisterpräsident des Saarlan
des und SPD-Kandidat für das Bundeskanzleram t, O s
kar Lafontaine, die E inführung der deutsch-deutschen 
Währungsunion zumindest zum gegenwärtigen Ze it
punkt hält, setzen voraus, daß es grundsätzlich einen 
anderen, besseren Weg gegeben hätte. Die Vorstellung 
eines anderen, besseren W eges muß freilich auch ange
sichts der tatsächlichen Fakten und dam it des ta tsäch li
chen Entscheidungsspielraums Bestand haben. Ande
renfalls gehören Urteile w ie das obige in den Bereich 
der Legendenbildung, zum indest in den der wahltakti
schen Manöver ohne inhaltliche Basis.

Für den Weg, den Lafontaine anscheinend vorzieht, 
hätte es Voraussetzungen bedurft, die eben nicht gege
ben waren: relativ im m obiler A rbeitskräfte oder ersatz
weise eines tatsächlichen oder rechtlichen Mauerbaus 
von westlicher Seite, einer zügigen Einführung der kon
stitutiven Rahmenbedingungen für ein m arktw irtschaft
liches System (ohne Suche nach angeblichen dritten 
oder vierten Wegen) in der DDR und dann in Folge eines 
kontinuierlichen, vor allem privaten, Kapitaltransfers 
aus dem Westen für produktive Zwecke. Unter den ta t
sächlichen Bedingungen hätten „behu tsam e“ Schritte 
in Richtung M arktwirtschaft und dam it abwartende 
westliche Investoren über starke W echselkursanpas
sungen für die Arbeitnehm er in der DDR kaum akzepta
ble Reallohnsenkungen zur Konsequenz gehabt. Der 
daraus folgende Abwanderungsdruck hätte die Lage 
weiter verschlechtert. Eine Kursstützung der DDR-M ark 
durch die Bundesbank ohne eine Garantie für entspre
chende Reformen und eine angem essene Geld- und Fi
nanzpolitik der DDR ist nicht denkbar gewesen. Auch 
ökonomisch gesehen ist also die W irtschafts- und W äh
rungsunion der einzig gangbare Weg gewesen. Um La
fontaine etwas abgewandelt zu zitieren: „W as ökono
misch richtig ist, kann politisch nicht falsch sein.“ ogm

Umweltunion

Wünschenswerte Anpassung

Die angestrebte üm w eltunion zw ischen der Bundesre
publik Deutschland und der DDR nim m t inzw ischen mit
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dem  Entwurf eines Um weltrahm engesetzes konkrete 
Formen an. W ichtig ist sie aus zwei G ründen. Zum  einen 
ist Um weltverschm utzung ein grenzüberschreitendes 
Problem. Investitionen für die Reinhaltung von Luft und 
Gewässern in der DDR dürften in vie len Fällen auch ein 
effektiver Weg sein, um die Umwelt in der Bundesrepu
blik zu verbessern. Eine Anpassung der relevanten 
Standards auf hohem Niveau ist schon daher w ün
schenwert, freilich nicht nur in Deutschland, sondern 
prinzip ie ll weltweit.

Zum anderen werden privatw irtschaftliche Investitio
nen in der DDR erschwert, wenn Fragen der Um welthaf
tung nicht oder nur unbefriedigend geklärt sind. O ffen
sichtlich ist dies im Falle der Altlasten. Sie können nicht 
von den neuen Investoren, sondern m üssen auf Kosten 
des Verursachers, bei volkseigenen Betrieben also des 
Staates, beseitigt werden. Angesichts des deutschen 
Vereinigungsprozesses wird hier vorw iegend der w est
deutsche S teuerbürger zahlen müssen.

Anlagen können sicherlich nicht sofort westdeut
schen Um weltstandards genügen, hier m üssen Über
gangsfristen eingeräum t werden; sie sollten allerdings 
recht kurz bem essen sein. Dies ist auch m öglich, denn 
ein Großteil der alten Anlagen muß schon aus anderen 
Gründen erneuert werden. Auf sogenannte Härteklau
seln, bei denen eigentlich Unvertretbares plötzlich ver
tretbar ist, sollte verzichtet werden. Zu groß ist die G e
fahr, daß sie angesichts der bedeutenden Um wälzun
gen in der DDR unangem essen großzügig gehandhabt 
werden. kra

EG

Streit um britisches Rindfleisch

D e r kürzlich von Frankreich, Italien und der Bundesre
publik verfügte Im portstopp für britisches R indfleisch 
beschwor die G efahr einer Krise für die Europäische 
G em einschaft herauf. Angesichts des starken Befalls 
des britischen Rinderbestandes m it der Seuche BSE, 
deren Gefahren für die m enschliche G esundheit noch 
nicht vollständig geklärt sind, wurde das E infuhrverbot 
mit der Begründung des gesundheitlichen Verbraucher
schutzes eingeführt. G roßbritannien sah darin eine 
gegen den EG-Vertrag verstoßende protektionistische 
Maßnahme.

A llerdings war die S ituation diesm al anders als etwa 
bei Bier und Nudeln, als die Bundesrepublik bzw. Italien
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eindeutig vertragsverletzenden Im portschutz fü rd ie  he i
m ischen Produzenten gaben. Dies wird auch im Kom 
promiß des Agrarm inisterrates vom 7. Juni deutlich, der 
dem Freihandelsgebot gerecht zu werden sucht, ohne 
den G esundheitsschutz außer acht zu lassen: Danach 
darf Fleisch am Knochen nur ausgeführt werden, wenn 
es -  tierärztlich testiert -  aus seuchenfreien R inderbe
ständen stammt. Entbeintes R indfleisch ist nur ausfuhr
fähig, wenn es von Innereien -  dort könnten sich nach 
bisherigen Erkenntnissen Krankheitserreger aufhalten 
-  befreit ist. Lebende Rinder für den Export dürfen, wie 
bisher, nicht älter als sechs M onate sein. Neu ist, daß 
durch Kennzeichnung der Nachweis zu führen ist, daß 
die Tiere nicht von verseuchten (oder krankheitsver
dächtigen) Müttern stammen.

Der Kompromiß verhindert zum indest, daß es zu han
delspolitischen Konfrontationen -  bei britischen G egen
maßnahmen -  kommt. Ob die stark rückläufige Nach
frage nach britischem  Rindfleisch in nächster Zeit w ie
der steigen wird, ist jedoch sehr fraglich. kr

Agrarhandel

Offener Eklat

Richtung Liberalisierung des Welthandels. Die daraus 
resultierenden W ohlfahrtsm inderungen werden leider 
nur zu selten auf der Sollseite der EG-Politik verbucht. 
Da den Agrarpolitikern Verstöße gegen die ökonomi
sche Vernunft noch nie ernstliche Sorgen bereiteten, 
muß jede Reform bem ühung beim „politisch nicht mach- 
bar"-A rgum ent ansetzen. Und hier gewinnt gar die Alter
native „Sche itern der U ruguay-Runde“ einen gewissen 
Charme. Sollte sie tatsächlich über die Isolierung der 
Agrar-Lobby eine substantie lle Reform der EG-Agrarpo- 
litik bewirken, so ist sie unter langfristigen Gesichts
punkten einem lauen Kompromiß vorzuziehen. jm

U m  kein Jota bewegt haben sich die beiden Hauptkon
trahenten USA und EG im Streit um den Abbau von 
Agrarsubventionen. Auf der Pariser OEGD-M inisterkon- 
ferenz kam es diesbezüglich zu einem offenen Eklat. 
Die am erikanische Forderung, die S treichung von Agrar
exportsubventionen, die Beseitigung von Im portbarrie
ren und die Kürzung interner S tützungsm aßnahm en zu 
gunsten der Landw irtschaft als drei eigenständige 
Problem kreise zu betrachten und darüber jeweils sepa
rat zu verhandeln, stieß zum w iederholten Male auf die 
schroffe Ablehnung der EG.

Der Streit um die EG-Agrarpolitik wäre kaum noch 
eine Randnotiz wert, hätte er nicht „externe E ffekte“ in 
Form eines m öglichen Scheiterns der Uruguay-Runde. 
Zahlreiche Länder stellen ein Junktim  her zw ischen der 
Agrarlibera lis ierung und ihrer Bereitschaft, die eigenen 
Märkte beispielsweise für den D ienstle istungshandel zu 
öffnen. G estützt auf jahre lange Erfahrungen geht indes 
die EG offensichtlich davon aus, hier handle es sich le
diglich um das übliche Säbelrasseln. Aber muß dieses 
strategische Kalkül stets aufgehen?

Bereits seit der Kennedy-Runde in den 60er Jahren 
verzögert die EG-Agrarpolitik weitergehende Schritte in

Cocom

Impuls für den Ost-West-Handel

N a ch  jahre langen zähen Verhandlungen zwischen 
Am erikanern und Europäern im Cocom-Ausschußistes 
je tzt endlich erreicht: Die um strittene Liste der exportbe
schränkten Produktbereiche des sogenannten dual 
use, das heißt der sowohl zivil als auch militärisch nutz
baren Güter, wird entscheidend gekürzt. Bis Mitte Au
gust dieses Jahres bereits werden von bisher 116 im 
Handel m it den Ländern des W arschauer Pakts kontrol
lierten Produktgruppen 38 ersatzlos gestrichen sein, 
weitere elf werden zu großen Teilen liberalisiert. Künftig 
soll lediglich eine Kernliste mit acht Bereichen von wirk
lich strateg ischer Bedeutung erhalten bleiben, für die 
dann eine verschärfte Überwachung gilt. Hierzu wird 
auch der Telekom m unikationsbereich zählen, der als 
besonders sensibel eingestuft wird.

Erm öglicht wurden diese Beschlüsse, um die die 
westeuropäischen G ocom -M itg lieder schon seit Jahren 
kämpfen, naturgemäß durch die politischen und wirt
schaftlichen Veränderungen in Osteuropa, aber nicht 
zuletzt auch durch den zunehm enden Druck der ameri
kanischen Industrie auf die US-Regierung, die Handels
restriktionen zu lockern. Ohne Frage werden die Libera
lisierungsm aßnahm en zum indest mittelfristig einen po
sitiven Impuls für den Ost-W est-Handel bedeuten. Die 
laut westlichen Pressem itte ilungen von amerikanischer 
Seite geäußerten Erwartungen allerdings, daß sich die
ser Impuls in einem zusätzlichen Ausfuhrvolumen von 
jährlich 45 Mrd. Dollar n iederschlagen könnte, erschei
nen angesichts des G esam texports der OECD-Länder 
in den RGW  von nicht m ehr als rund 50 Mrd. Dollar im 
Jahre 1989 doch etwas überzogen. pp
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